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großen Seuchen, denen man mit einer ge-
wissen Hilflosigkeit gegenüberstand. 

Ende des 18. Jahrhunderts machte der 
Arzt und Philosoph Johann Peter Frank da-
rauf aufmerksam, dass die vorherrschen-
den Lebensumstände und die dadurch re-
sultierende mangelnde Hygiene die aller-
erste Ursache für die Krankheiten der Be-
völkerung seien. In seinen Werken, darun-
ter „Die medizinische Polizey“, gibt er be-
reits Empfehlungen für hygienische und 
medizinische Vorgehensweisen für fast alle 
Lebensbereiche. Er gilt als Begründer des 
öffentlichen Gesundheitswesens, der So-
zialhygiene und der öffentlichen Gesund-
heitsdienste und trat dafür ein, dass der 
Staat Verantwortung dafür übernehmen 
müsse, Seuchen von großen Teilen der Be-
völkerung durch die Bereitstellung ange-
messener Wohn- und Arbeitsverhältnisse, 
aber auch durch sorgfältigen Umgang mit 
dem Trinkwasser abzuwenden.

Im weiteren Verlauf entwickelt sich der 
öffentliche Gesundheitsdienst aus zwei 
Strängen: aus der Medizinal- und Sanitäts-
aufsicht der neuzeitlichen Territorialstaa-
ten und der Gesundheitsfürsorge der In-
dustriestädte. Dieser Dualismus wird 1934 
im „Gesetz über die Vereinheitlichung des 
Gesundheitswesens“ (GVG) aufgehoben. 

Mit diesem Gesetz wurden Organisation 
und Durchführung von Staatlicher Gesund-
heitsaufsicht sowie kommunaler Gesund-
heitsfürsorge auf der Ebene der Kreise und 
kreisfreien Städte zusammengefasst. Eben-
falls schuf das GVG ein einheitliches Medi-
zinalbeamtentum in Gestalt des Amtsarz-
tes als Amtsleitung und beamteter Ärzte 
mit eigener Laufbahn.

Gegenwart

Heute ist im Grundgesetz festgelegt, dass 
das Gesundheitswesen eine gemeinsame 
Aufgabe von Bund und Ländern ist. Die je-
weilige Zuständigkeit ist im Grundgesetz 
festgelegt. Der Öffentliche Gesundheits-
dienst ist die Organisation von Dienststellen 
auf der Ebene von Bund, Ländern, Kreisen 
und Gemeinden, die dem Schutz der Ge-
sundheit der Gemeinschaft und des Einzel-
nen dienen. Die gesetzlichen Grundlagen, 
nach denen der Öffentliche Gesundheits-
dienst tätig wird, sind zwar zum Teil bun-
deseinheitlich geregelt, wie z.B. das Infek-
tionsschutzgesetz und die Trinkwasserver-
ordnung, einzelne Aufgabengebiete werden 
aber durch länderspezifische Gesetze und 
Verordnungen unterschiedlich gewichtet.

Geschichte

Bereits in den Hippokratischen Schriften (4. 
Jh.v.Chr. bis 1. Jh.n.Chr.) wird berichtet, dass 
ein Zusammenhang zwischen der mensch-
lichen Gesundheit, den Lebensbedingungen 
und der Umwelt existiert. Die Regierenden 
waren in der Vergangenheit schon darum 
bemüht, die Gesundheit der Menschen und 
Rahmenbedingungen des Gesundheitswe-
sens durch Ärzte beobachten zu lassen. 

In der frühen Neuzeit wurden vom Rat 
der Stadt sogenannte „Stadtphysici“ be-
stellt, die neben ihrer privaten Praxis in 
Nebentätigkeit die Aufgaben eines Ge-
sundheitsamtes wahrnahmen. Sie waren 
verantwortlich für hoheitliche Maßnah-
men, die die Gesundheitsvorsorge der Be-
völkerung, die hygienischen Bedingungen 
der Stadt, aber auch die Aufsicht über Apo-
theken und medizinisches Hilfspersonal 
wie Hebammen, Bader oder Feldscheren 
betrafen. In weniger dicht besiedelten Re-
gionen wurde das Amt in Kombination als 
Stadt- und Kreisphysicus vergeben, um im 
Umland neben der Stadt einen bestimm-
ten Medizinaldistrikt zu beaufsichtigen. 
Die Physici fungierten nicht selten gleich-
zeitig als Leibarzt Adliger oder geistlicher 
Würdenträger. Diese Zeit war geprägt von 

Berufsbilder der angewandten Hygiene

Vom Physicus zum/zur Facharzt/-ärztin für  
Öffentliches Gesundheitswesen
Ein Berufsbild im Wandel

Gesundheitsschutz
Infektionsschutz, (Umwelt-) Hygiene, Verringerung von Krankheitsrisiken, Gutachten und 
Stellungnahmen, Beratung der Bevölkerung und Träger von Einrichtungen hinsichtlich des 
Gesundheitsschutzes und Umweltmedizinischer Fragestellungen

Gesundheitsförderung/Prävention
Stärkung von Ressourcen und Verbesserung von Gesundheitschancen, Gesundheitskon-
ferenzen, Bewertung von gesundheitlichen Risiken bei Bauvorhaben, Kinder und Jugend-
ärztlicher sowie Zahnärztlicher Dienst

Gesundheitsmanagement
Planung und Steuerung mit dem Ziel einer Weiterentwicklung des Gesundheitswesens und 
einer Verbesserung seiner Qualität und Leistungsfähigkeit (im Sinne von „Healthy Regions 
bzw. Healthy Cities“)

Gesundheitsberichterstattung Darstellung des Gesundheitszustandes der Bevölkerung, z.B. Kinder- und Jugendgesund-
heitsbericht einer Region, epidemiologische Erfassung von Infektionskrankheiten

Tabelle 1: Übersicht der Aufgabengebiete.
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heitsämtern. Die Zahlen waren in der Ver-
gangenheit relativ konstant, auch wenn in 
den letzten Jahren – zumindest teilweise – 
rückläufige Entwicklungen zu konstatieren  
sind. Der ÖGD ist multiprofessionell besetzt 
(Tabelle 2). Die Gesamtzahl von ca. 17.000 
Fachkräften aller Gesundheitsämter beträgt 
knapp ein halbes Prozent der im gesamten 
Gesundheitswesen arbeitenden Fachkräfte.

Die Gesamtausgaben (Personal- und 
Sachkosten) für den ÖGD als Ganzes liegen 
bei weniger als 1 % der Gesamtausgaben 
des Gesundheitswesens in Deutschland.

Eine wichtige Aufgabe der Leiterinnen 
und Leiter der kommunalen Gesundheits-
ämter besteht in der Führung und dem Ma-
nagement der Mitarbeiter, die aus ver-
schiedenen Professionen stammen und zu 
einem schlagkräftigen Team heranwach-
sen müssen.

Berufsverband

Der Bundesverband der Ärztinnen und Ärz-
te des öffentlichen Gesundheitsdienstes ist 
der Dachverband der in allen Bundeslän-
dern vertretenen Landesverbände. Er ist 
für diese Gruppe die berufspolitische und 
gewerkschaftliche Vertretung. Er ist dem 
Deutschen Beamtenbund angeschlossen 
und nimmt als Mitgliedsgewerkschaft an 
den Tarifverhandlungen über den Öffentli-
chen Gesundheitsdienst teil.

Es findet jährlich ein wissenschaftlicher 
Kongress an wechselnden Orten in Deutsch-
land statt, an dem ca. 600 bis 700 Ärztinnen 
und Ärzte teilnehmen.

Der Bundesverband ist in Gremien der 
Bundesärztekammer vertreten, er ist Mit-
glied des Ausschusses „Arzt im öffentlichen 
Dienst“ und im Ausschuss „Gesundheit und 
Umwelt“. Er ist ordentliches Mitglied der 
„Deutschen Akademie der Gebietsärzte“ 
und kooperiert mit zahlreichen wissen-
schaftlichen und ärztlichen Verbänden, Or-
ganisationen und Institutionen.

Düsseldorf, Meißen und München, zur Wei-
terbildung für das Gebiet „Öffentliches Ge-
sundheitswesen“. Dort werden u. a. jähr-
lich ca. 50 bis 60 Ärztinnen und Ärzte für 
die Tätigkeit im Öffentliches Gesundheits-
wesen weitergebildet. Die Prüfung zum/
zur Facharzt/ärztin für öffentliches Gesund-
heitswesen wird vor der jeweiligen Landes-
ärztekammer nach der (Muster-) Weiter-
bildungsordnung der Bundesärztekammer 
abgelegt. Die Weiterbildungszeit beträgt 
60 Monate bei einem Weiterbildungsbe-
fugten an einer Weiterbildungsstätte:

18 Monate in einer Einrichtung des Öf-
fentlichen Gesundheitswesens, davon  
9 Monate an einem Gesundheitsamt.

6 Monate Kurs-Weiterbildung für Öffentli-
ches Gesundheitswesen, an einer Akade-
mie s.o., hierauf können 3 Monate Postgra-
duierten-Kurs in Public Health angerechnet 
werden.

36 Monate in Gebieten der unmittelbaren 
Patientenversorgung, davon 6 Monate in 
Psychiatrie und Psychotherapie.

Der größte Teil der Ausbildung (3 von 5 
Jahren) findet in der unmittelbaren Pati-
entenversorgung statt, so dass der/die 
ausgebildete Kollege/in auf solide Kennt-
nisse aus der Praxis aufbauen kann. Dies 
ist in zweierlei Beziehung wichtig, zum 
einen ist ein fundiertes fachliches Wissen 
später in vie-len Situationen von großer 
Hilfe, zum anderen ist die Kenntnis der 
ärztlichen Lebens-, Arbeits- und Gefühls-
welt hilfreich, um die Kollegen in kriti-
schen Situationen angemessen, erfolg-
reich ansprechen zu können.

Personal im ÖGD

Die Zahl der Ärztinnen und Ärzte im ÖGD 
(Kommune, Land, Bund) liegt bei ca. 4000. 
Darüber hinaus arbeiten ca. 500 Zahnärz-
tinnen/ärzte hauptamtlich in den Gesund-

Aufgabengebiete und  
Tätigkeitsmerkmale
Die Gesundheitsämter nehmen schwer-
punktmäßig die Aufgaben des Öffentlichen 
Gesundheitsdienstes wahr, je nach regio-
nalen Gegebenheiten werden einzelne Tä-
tigkeiten auch von anderen Ämtern, wie 
z. B. den Umweltschutzämtern wahrgenom-
men. Die Vermeidung von Erkrankungen 
und die Förderung der Gesundheit gehören 
zu den originären Arbeitsfeldern des Öffent-
lichen Gesundheitsdienstes. Er ist für ein 
weites Themenspektrum zuständig. Die 
Spannweite ist dabei groß: Gesundheitsför-
derung, Prävention und Gesundheitsbe-
richterstattung rangieren gleichwertig ne-
ben Hygiene, Seuchenbekämpfung, amts-
ärztlichen Gutachten und jugendärztlichen 
Aufgaben wie Schuluntersuchungen und 
Zahngesundheit (Tabelle 1).

Einen guten Einblick in die Vielfalt der 
Aufgaben bietet der jährliche Kongress des 
ÖGD, der in diesem Jahr vom 12. bis 14. 
Mai 2011 in Trier, Rheinland-Pfalz, unter 
dem Motto „Die Welt wächst zusammen 
-Quo Vadis, Öffentlicher Gesundheits-
dienst?“ stattfindet und vom Berufsverband 
der Ärztinnen und Ärzte im öffentlichen Ge-
sundheitsdienst (BVÖGD) organisiert wird. 

Die Stärke des ÖGD, mit der er sich in 
gesundheitsfördernde Projekte einbringen 
kann, besteht einerseits in der hohen fach-
lichen Anerkennung durch die langjährige 
Arbeit in den verschiedenen Bereichen und 
andererseits in interessenneutraler und am 
Gemeinwohl orientierten Position mit ei-
ner guten Anbindung an die Kommunalpo-
litik. Auf regionaler Ebene gibt es keine ver-
gleichbare Institution mit diesen Hand-
lungsfeldern, die gesundheitsfördernde 
präventive Projekte im Settingansatz durch-
führen könnte. 

Ausbildung zum Amtsarzt 
bzw. zum Facharzt für Öffent-
liches Gesundheitswesen
Der Arbeit im Gesundheitsamt geht zu-
nächst ein abgeschlossenes Medizinstudi-
um voraus. Daran schließt sich in der Regel 
eine klinische Assistenzarzttätigkeit an, die 
meist Bestandteil der Weiterbildungszeit ist.

In vielen Bundesländern ist zur Leitung 
des Gesundheitsamtes der Facharzt für den 
öffentlichen Gesundheitsdienst erforder-
lich. Derzeit bestehen in Deutschland drei 
Bildungseinrichtungen (Akademien), in 

Weitere Berufsgruppen im ÖGD, deren jeweilige Gesamtzahl zwischen 1000 
und 3500 bundesweit liegt

Medizinische Fachangestellte, Hygienekontrolleure, Sozialarbeiter und Verwaltungskräfte

In größeren Fachdiensten arbeiten darüber hinaus

Gesundheits- und Krankenpfleger, Biologen, Sozial- und Gesundheitswissenschaftler,
Juristen, Pharmazeuten, Psychologen, Epidemiologen, Gesundheitsingenieure und 
weitere Gesundheitsfachberufe

Tabelle 2: Der ÖGD ist multiprofessionell besetzt – neben Ärzten/Ärztinnen finden sich zahl-
reiche weitere Berufsgruppen.
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nung mit Einführung eines neuen Faches 
Hygiene und Öffentliche Gesundheit, um 
diesen Bereichen einen höheren Stellen-
wert in der Ausbildung zu geben. 

Weitere Informationen finden Sie auf der Inter-

netseite des Bundesverbands der Ärzte und 

Ärztinnen für den öffentlichen Gesundheits-

diensts: http://www.aerzte-oegd.de

Dr. Bernhard Bornhofen 
Bad Homburg 
Verband der Ärzte und Zahnärzte des  
Öffentlichen Gesundheitsdienstes e.V. 
Landesverband Hessen

Dr. med. Ute Teichert-Barthel, MPH  
Vorsitzende des Bundesverbandes der  
Ärztinnen und Ärzte des  
Öffentlichen Gesundheitsdienstes (BVÖGD) 
c/o Gesundheitsamt Charlottenburg-Wilmersdorf 
Hohenzollerndamm 174 
10713 Berlin 
www.aerzte-oegd.de

geringe Stellenwert des ÖGD in der ärztli-
chen Berufsausbildung.

Der BVÖGD fordert daher eine gleiche 
Bezahlung von Ärztinnen und Ärzten im 
Krankenhaus und im ÖGD. Die berechtig-
ten Erwartungen der Gesellschaft an eine 
fachlich qualifizierte und engagierte Tätig-
keit im ÖGD sollten mit den tariflichen Rah-
menbedingungen im Einklang stehen.

Auch die Tatsache, dass das Tätigkeits-
spektrum des ÖGD in der Ausbildung von 
Medizinern kaum eine Rolle spielt, ist mit-
entscheidend für den Nachwuchsmangel. 
Vielen Medizinstudierenden ist die Bedeu-
tung von Gesundheitsämtern nicht bekannt. 
Deshalb hat der BVÖGD gemeinsam mit der 
Gesellschaft für Hygiene, Umweltmedizin 
und Präventivmedizin und der Deutschen 
Gesellschaft für Krankenhaushygiene eine 
Initiative mit dem Vorschlag gestartet, die 
Ausbildungsordnung für Ärztinnen und Ärz-
te entsprechend zu reformieren. Gefordert 
wird eine Änderung der Approbationsord-

Im einzelnen ist der Bundesverband zustän-
dig für die Vertretung der politischen Inte-
ressen seiner Mitglieder gegenüber dem 
Bundestag, dem Bundesrat und der Bun-
desregierung sowie zentralen Behörden 
und Organisationen in der Bundesrepublik 
Deutschland, der europäischen Union, der 
europäischen Kommission und anderen eu-
ropäischen Institutionen, vergleichbaren 
ausländischen und internationalen Organi-
sationen, Institutionen auf Landesebene. 

Der Bundesverband ist zudem Mitglied 
des Dachverbandes „Deutsche Gesellschaft 
für Public Health e.V. (DGPH)“, auf europä-
ischer Ebene in der „European Union for 
School and University Health and Medicine 
(EUSUHM)“ und in der „World Federation 
of Public Health Associations (WFPHA)“.

In der Zusammenarbeit mit dieser Viel-
zahl von Gremien fördert er die beruflichen 
und auch wissenschaftlichen Interessen 
der Mitglieder seiner Landesverbände auf 
nationaler und internationaler Ebene.

Zukünftige  
Herausforderungen 

Die zukünftige Leistungsfähigkeit des Öf-
fentlichen Gesundheitsdienstes wird maß-
geblich von der personellen Ausstattung 
der Gesundheitsämter und der fachlichen 
Qualifikation der dort tätigen Ärztinnen 
und Ärzte abhängen. Deshalb ist es wich-
tig, einem deutlich erkennbaren Nach-
wuchsmangel und der offensichtlichen 
Schwierigkeit der Gesundheitsämter frei 
werdende Stellen nach zu besetzen, wirk-
sam zu begegnen. Mit dem breiter werden-
den Aufgabenspektrum in Kombination 
mit einem gestiegenen Anforderungspro-
fil hat die quantitative und qualitative Ent-
wicklung der personellen Kapazitäten im 
Öffentlichen Gesundheitsdienst nicht 
Schritt gehalten. 

Die zwangsläufige Folge ist ein gravie-
render Nachwuchsmangel, mit dem sich 
auch der Bundesverband der Ärztinnen und 
Ärzte im Öffentlichen Gesundheitsdienst 
(BVÖGD) in zunehmendem Maße konfron-
tiert sieht und bei den zuständigen Ent-
scheidungsträgern für geeignete Lösungs-
ansätze wirbt.

Der Nachwuchsmangel hat verschie-
dene Gründe. Ausschlaggebend sind vor 
allem die erhebliche Schlechterstellung der 
Vergütung der Ärztinnen und Ärzte in den 
Gesundheitsämtern im Vergleich zur Ver-
gütung von Krankenhausärzten sowie der 

Die Themen

Maßstäbe und Qualitätssicherung  
bei amtsärztlichen Gutachten

Lokale und überregionale  
Ausbruchsbekämpfung

Nationale Gesundheitsziele  
– aktueller Stand und Perspektiven

Neue Morbiditäten bei Kindern  
und Jugendlichen

Gesundheitsprüfung im Rahmen  
der UVP

Alles im Griff? Notfallpsychiatrie  
und Krisenmanagement

Selbst- und Fremdverständnis  
sozialpsychiatrischer Dienste

Katastrophen wahrnehmen und 
kommunizieren

Gesundheit ohne Grenzen

Selbsthilfefreundlichkeit im ÖGD

Resistenz- und Infektionsmonitoring

Netzwerke und MRE

Trinkwasser: EU-Richtlinie und  
Novellierung

u.v.m.

Anmeldung und Informationen  
unter

www.aerzte-oegd.de
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